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 Hohe Lebensmittelpreise als Inflationstreiber – bessere Transparenz und 

mehr Verbraucherschutz durch eine Preisbeobachtungsstelle im Lebens-
mittelsektor  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/11339  

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Sehr geehrte Damen und Herren, ich begrüße Sie 
recht herzlich zur 57. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbraucher-
schutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume anlässlich einer Anhörung von 
Sachverständigen, die ich besonders begrüßen möchte.  

Die Anhörung wird live ins Internet gestreamt.  

Im Namen der Ausschussmitglieder bedanke ich mich bei den Sachverständigen für 
ihre Bereitschaft, zur Klärung unserer Fragen beizutragen, sowie für ihre vorab über-
sandten Stellungnahmen.  

Im Hinblick auf den begrenzten Zeitrahmen und die den Ausschussmitgliedern bereits 
bekannten Stellungnahmen werden wir ohne Eingangsstatements der Sachverständi-
gen unmittelbar in die Fragerunden einsteigen. Entsprechend der Tradition dieses 
Ausschusses wird jede Fraktion pro Fragerunde jeweils eine Frage an einen Sachver-
ständigen oder eine Sachverständige stellen, und diese haben unmittelbar im An-
schluss daran drei Minuten Zeit, diese zu beantworten. Weitere Fragen können in den 
nächsten Fragerunden gestellt werden.  

René Schneider (SPD): Liebe Sachverständige, zunächst vonseiten der SPD-Land-
tagsfraktion herzlichen Dank, dass Sie heute dabei sind und uns mit Ihrer Expertise 
zur Seite stehen. 

Ich möchte anfangen mit einer Frage an die Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfa-
len, an Herrn Burdick. Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme auf Seite 6 zu den Grund-
lagen einer Preisbeobachtungsstelle:  

„Lediglich besonders auffällige und nicht nachvollziehbare Verbraucher-
preise bzw. Preisentwicklungen sollen von der geforderten Beobachtungs-
stelle erfasst und analysiert werden.“ 

Können Sie uns da mal Beispiele geben? Was sind solche besonders auffälligen und 
nicht nachvollziehbaren Verbraucherpreise, und wie kann man das erfassen? Wie 
kann man das möglichst mit wenig Kosten und wenig Personaleinsatz erfassen und 
analysieren?  

Bernhard Burdick (Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen): Wir haben in der 
Hochpreisphase 2022, 2023, 2024 mehrere Marktchecks gemacht – unter anderem 
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einen in allen vier großen Handelsketten und in mehreren Städten – und dabei festge-
stellt, dass vergleichbare Produkte, also auch Produkte der Grundversorgung, Grund-
nahrungsmittel und auch im Preiseinstiegssegment, in diesen vier Ketten im Preis 
stark voneinander abwichen. Der günstigste Warenkorb lag bei etwas über 30 Euro 
und der teuerste bei über 70 Euro. Das ist für uns nicht erklärbar bei vergleichbaren 
Produkten. Das waren keine Spezialitäten, keine besonderen Dinge, nicht bio, nicht 
fair oder ähnliches. Das ist ein Indiz dafür, dass es unterschiedliche Preise für ver-
gleichbare Produkte gibt, was nicht nachvollziehbar ist.  

Wir wissen natürlich, dass beispielsweise bei dürrebedingten Ernteausfällen Preise 
gerade für Obst und Gemüse sehr volatil sind. Das ist nachvollziehbar. Solche Erklä-
rungen gibt es aber längst nicht immer.  

Die Hochpreisphase der letzten Jahre ist auch von diversen Institutionen mit verschie-
denen Studien intensiv in den Blick genommen worden. Die Studien sind im Anhang 
unserer Stellungnahme skizziert und die wichtigsten Inhalte aufgeführt. Die haben 
durch die Bank belegt, dass die Preissteigerungen zu mehr als der Hälfte nicht durch 
gestiegene Kosten begründbar sind und dass da durchaus so etwas wie eine Gewinn-
mitnahme – Gewinninflation, Gierflation; all diese Begriffe sind in der Vergangenheit 
geprägt worden – stattgefunden hat.  

Wir halten es für notwendig, dass zumindest exemplarisch bei Lebensmitteln der 
Grundversorgung und im Preiseinstiegssegment darauf geachtet wird, dass da nicht 
so stark an der Preisschraube gedreht wird, dass die Menschen, die sich nur diese 
Produkte leisten können, übervorteilt werden.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Einen schönen guten Morgen und vielen Dank, dass Sie 
uns zur Verfügung stehen.  

Meine erste Frage geht an Herrn Feller. Es geht immer um Kräfteverhältnisse in Märk-
ten. Jetzt kam die Nachricht, dass DMK und Arla fusionieren. Sie erwähnen in Ihrer 
Stellungnahme die Marktmacht des LEH, die vier Großen. Aus Ihrer Sicht: Wie müsste 
man die Kräfteverhältnisse am Markt jenseits einer Preisbeobachtungsstelle beeinflus-
sen oder die Kräfte so verteilen, dass es zu gerechten Verhältnissen kommt und die 
Hebel ungefähr gleich lang sind für die Akteure?  

Peter Feller (Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie): Die Han-
delsseite ist der größte Absatzpartner für die Ernährungsindustrie. Da ist es in der Tat 
so, dass wir dort in den vergangenen Jahren eine Zunahme der Konzentration bekom-
men haben. Die vier größten Handelsunternehmen je nachdem, ob man die Drogerie-
märkte einbezieht oder nicht, haben 78 bzw. 85 % des mit Lebensmitteln getätigten 
Umsatzes. Dem stehen rund 6.000 Unternehmen in der Ernährungsindustrie gegen-
über.  

Aufgrund dieser Handelskonzentration ist schon festzustellen, dass damit eine erheb-
liche Verhandlungsmacht verbunden ist. Aus den Mitgliederkreisen – das wird auch 
durch Studien belegt – hören wir immer wieder, dass diese Verhandlungen zwischen 
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Industrie und Handel nicht auf Augenhöhe erfolgen. Das führt auch zu einem großen 
Preis- und Konditionendruck – wobei zu sagen ist, dass Preissteigerungen, die wir in 
der Vergangenheit durch Corona und die Energiekrise bekommen haben, hersteller-
seitig teilweise nur unterproportional umgesetzt werden konnten.  

Das Übel ist aus unserer Sicht nicht fehlende Transparenz, sondern der Anknüpfungs-
punkt wäre vielmehr, dass die Marktverhältnisse verbessert werden. Da wäre ein ers-
ter Schritt, dass die bestehende Konzentration gestoppt wird. Denn die Handelskon-
zentration ist ja in den vergangenen Jahren nicht organisch erfolgt, sondern auf der 
Grundlage von Standortübernahmen oder Unternehmensübernahmen. Diesen Pro-
zess müsste man stoppen.  

Darüber hinaus müsste man die rechtlichen Rahmenbedingungen, insbesondere die 
kartellrechtlichen Rahmenbedingungen, schärfen.  

Dann müsste man auch darüber nachdenken, dass man das Ganze mit einem Ver-
bandsklagerecht flankiert. Denn die Unternehmen selbst werden im Hinblick auf die 
Handelskonzentration und auf die Kunden, auf die sie ja angewiesen sind, nie ihre 
Rechte auf gerichtlichem Wege durchsetzen, weil sie dann das Risiko eingehen wür-
den, Listungen zu verlieren.  

Ein weiterer Rechtsrahmen ist dieses AgrarOLkG. Da müsste auch nachgeschärft wer-
den, auch auf europäischer Ebene.  

Das wären aus unserer Sicht Punkte, wie man dieser Handelskonzentration und den 
damit verbundenen Problemen entgegenwirken könnte.  

Dr. Ralf Nolten (CDU): Ich danke Ihnen auch herzlich für Ihre schriftlichen Ausarbei-
tungen und für die Präsenz heute.  

Ich habe eine Frage an Herrn Feller. Die Konzentration ist nicht unbemerkt erfolgt, 
sondern es hat von der Monopolkommission und von vielen anderen kritische Stimmen 
bei Kaiser's Tengelmann gegeben. Jetzt sagen Sie, man sollte nicht weiter zulassen, 
dass ganze Ketten übernommen werden. Man könnte auch umgekehrt fragen: Muss 
ich nicht wieder ausgliedern? Wenn ich verschiedene Ketten am Markt habe, beispiels-
weise Netto und Lidl, kann man überlegen, da reinzugehen. Aber Sie gehen ganz kon-
kret rein und sagen, man braucht die kartellrechtliche Missbrauchsaufsicht. Das Ver-
bandsklagerecht kann ich nachvollziehen. Jetzt sagen Sie aber auch: in Abhängig-
keitssituationen. Woran mache ich denn die Abhängigkeitssituationen fest? Die groben 
Zahlen sind klar – Oligopol. Die Landwirtschaft hat immer von Polypol gesprochen. 
Woran mache ich diese Abhängigkeitsbeziehungen fest?  

Peter Feller (Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie): Diese Ab-
hängigkeitsbeziehungen können Sie daran festmachen, welche Auswirkungen es für 
einen Hersteller, der seine Ware distribuiert, hat, wenn er bei einem der vier großen 
Handelsunternehmen ausgelistet wird. Man liest es in den Medien hin und wieder, 
wenn Industrie und Handel sich nicht einig werden, dass es dann zur Auslistung 
kommt. Dann werden die Unternehmen – ich spreche jetzt insbesondere für die KMU-
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geprägte Ernährungsindustrie – Probleme haben, den Wegfall einer Listung kurzfristig 
anderweitig zu kompensieren. Denn es gibt, was den Lebensmitteleinzelhandel betrifft, 
nur diese vier großen Unternehmen. Die anderen Absatzmärkte – der Export, der 
Großverbraucherbereich oder B2B – sind im Verhältnis zum Absatz über den Handel 
Nischen. Von daher kann man diesen Wegfall in der Regel nicht kompensieren. Das 
wird dann existenzgefährdend für die betroffenen Unternehmen. Das ist ein starker 
Grad der Abhängigkeit.  

Dietmar Brockes (FDP): Auch von unserer Seite herzlichen Dank, dass Sie uns hier 
in Präsenz oder auch online zur Verfügung stehen und auch für Ihre schriftlichen Stel-
lungnahmen.  

Ich würde gerne mit Herrn Gallus vom Handelsverband weitermachen und die Frage 
stellen: Herr Gallus, inwiefern sehen Sie im deutschen Lebensmitteleinzelhandel noch 
funktionierenden Wettbewerb, insbesondere unter Berücksichtigung der Discounter, 
aber auch der regionalen Anbieter und des Onlinehandels?  

Rainer Gallus (Handelsverband Nordrhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): Ich 
verstehe den Blick auf den Einzelhandel und die Strukturen. Denn jeder sieht bei sei-
nem täglichen Einkauf, dass es die Big Four – so heißt es ja manchmal – gibt. Aber 
jeder, der sich näher mit dem Einzelhandel beschäftigt, weiß im Prinzip auch, was 
hinter diesen großen vier Namen steckt. Das ist nämlich eine Vielzahl von Playern.  

Das heißt, wir haben zwar starke Unternehmensgruppen. Der Wettbewerb – das wird 
ja auch öffentlich immer wieder gezeigt – erfolgt außerordentlich intensiv zwischen 
diesen Gruppen, aber nicht nur zwischen den Gruppen, sondern auch zwischen den 
Angebotsformaten. Wir haben die Vollsortimenter. Wir haben die Discounter. Wir ha-
ben die Groß- und die Kleinfläche. Wir haben die Filialgeschäfte neben händlergeführ-
ten Geschäften. Wir haben sogar einen – wenn auch noch nicht großen – sehr dyna-
misch geführten Onlinehandel. Diese Vielfalt merkt man auch an den Eckpreisen, bei 
denen man schnell aufeinander reagiert. Der Wettbewerb wird sehr intensiv geführt.  

Das heißt, ja, wir haben etwas, was man nach außen als ein Oligopol bezeichnen kann. 
Das heißt aber nicht automatisch, dass der Wettbewerb nicht stattfindet. Es gibt ja 
schon die benannten Institutionen, die Monopolkommission etc., die da regelmäßig 
sehr genau drauf schauen.  

Herr Feller, Sie haben die KMU-bezogenen Hersteller genannt. Wir haben aber natür-
lich auch bei den Partnern des Handels durchaus große Player. Es ist nicht so, dass 
da nur eine ganze Reihe von Kleinen gegenübersitzt. Es gibt ja auch einen Grund für 
die Konzentration. Der Grund ist, dass bekannterweise die Marge im Handel sehr ge-
ring ist. Das heißt, das ist ein Mengengeschäft. Darauf gründet ein Stück weit diese 
Konzentration.  

Ein Nebensatz zu der immer wieder von uns geforderten Änderung hinsichtlich der 
Großflächigkeit, 800er-Grenze: Das ist ein Stück weit eine Notwendigkeit, um das Ge-
schäft und die Versorgungsqualität aufrechterhalten zu können, hier eine gewisse 
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Größe zu erreichen. Das kommt dann natürlich auch zu den Konzentrationsprozessen, 
die aber dem Wettbewerb nicht automatisch entgegenstehen.  

Zacharias Schalley (AfD): Auch unsererseits vielen Dank für die schriftlich einge-
reichten Stellungnahmen und dass Sie uns heute hier mit Ihrer Expertise zur Verfü-
gung stehen.  

Ich würde gerne Herrn Hochreiter eine Frage stellen. Wir haben jetzt einiges gehört 
über die Wechselwirkungen zwischen den Lebensmitteleinzelhändlern und der Ernäh-
rungsindustrie. Wie stark schätzen Sie denn die Rolle des Staates als Kostentreiber 
im Hinblick auf die Lebensmittelpreisinflation ein? Ich denke insbesondere an zum Bei-
spiel CO2-Steuern oder die aufgrund politischer Entscheidungen beeinflussten Trans-
port- oder Energiekosten.  

Gregor Hochreiter (per Video zugeschaltet): Ich möchte zu Beginn die österreichi-
sche Perspektive einbringen. Als Österreicher schauen wir normalerweise sehr nei-
disch auf die vergleichsweise niedrigen Lebensmittelpreise in Deutschland. Die Le-
bensmittelkonzentration in Österreich ist sogar noch höher als in Deutschland. Die De-
batte ist bei uns fast noch stärker ausgeprägt, wenngleich die Lebensmittelpreisinflati-
onswelle in Deutschland jetzt ausgeprägter war als in Österreich.  

Die Energiepreise spielen in der Lebensmittelindustrie eine große Rolle. Die Dünger-
produktion ist sehr energieintensiv. Die Energiepreise waren jetzt ein Haupttreiber der 
Inflation. Das heißt, hier ist schon darauf zu achten, dass die Preisentwicklung nicht 
durch staatliche Maßnahmen zusätzlich beschleunigt wird. Das ist ein Faktor, der po-
litisch zu beeinflussen ist – im Unterschied zu Lebensmittelpreisen, die sehr stark von 
Entwicklungen im Weltmarkt oder vom Wetter abhängig sind, dem wir ausgeliefert 
sind. In der Lebensmittelproduktion wird auch durch bestimmte Maßnahmen – Stich-
wort „Treibhäuser“ – versucht, den Einfluss des Wetters herauszunehmen. Der Ver-
kauf von Lebensmitteln ist von Energiepreisen abhängig – Stichwort „Kühlketten“.  

Die Energiepreise sind in Deutschland sehr stark gestiegen – direkt, was zu bezahlen 
ist, aber auch indirekt über die Steuerzahlungen, die aus dem Budget finanziert werden 
mit dem Energieausgleichsgesetz. Insofern sind hier eindeutig Faktoren zu sehen. 
Man sieht das auch im Vergleich zu Frankreich, wo die Lebensmittelpreise auch stark 
gestiegen sind, aber nicht so stark wie in Deutschland.  

René Schneider (SPD): Meine zweite Frage richtet sich an Herrn Burdick von der 
Verbraucherzentrale. Wir hören immer wieder, dass eigentlich das Oligopol das Prob-
lem ist, an dem eine Preisbeobachtungsstelle ja letzten Endes nichts ändern würde. 
Was sagen Sie auf diese Kritik? Ist die Preisbeobachtungsstelle tatsächlich dann ein 
zahnloser Tiger?  

Bernhard Burdick (Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen): Wenn man die Studie 
für den Bundesverband von AMI aufmerksam liest, gibt es entlang der Wertschöpfungs-
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ketten eine ganze Reihe Informationen, die von verschiedenen Institutionen eingesam-
melt werden und zum Teil verfügbar sind, zum Teil nicht. Was aber nach wie vor eine 
ziemliche Blackbox ist, ist die Preisbildung im Handel, die letzte Stufe, wo es dann 
anschließend an die Verbraucherinnen geht.  

Ich sehe auch, dass wir das Oligopol – das war ja eben die Diskussion – kaum wieder 
auflösen können, zurückdrehen können. Die Zeit schreitet eher weiter voran, als dass 
sich daran noch was ändern ließe.  

Aber ich glaube, dass eine genauere Untersuchung unerklärbarer Preiserhöhungen 
einen psychologischen Effekt auf die Branche hat, wenn diese Blackbox unter Be-
obachtung steht. Die Zahlen, die bereits an verschiedenen Stellen vorliegen, reichen 
exemplarisch. Man muss das nicht über den gesamten Lebensmittelmarkt machen; 
das ginge ohnehin nicht bei der Zahl der Produkte. Ein exemplarischer genauer Blick 
in Verbindung mit möglichen Sanktionsmechanismen, wenn tatsächlich eine übertrie-
bene Gewinnmitnahme stattfindet oder belegt ist, könnte vielleicht schon reichen, um 
nicht mehr alles so zu machen, wie es im Moment passiert. Wir haben natürlich eine 
Marktwirtschaft; das ist klar.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Herr Els, Sie sagen in Ihrer Stellungnahme, dass erhebliche 
Kosten entstehen würden, wenn man eine Preisbeobachtungsstelle machen würde. 
Andererseits sagen Sie, viele Daten liegen schon vor. Wir diskutieren gerade viel über 
Bürokratieabbau. Jetzt würden wir eine zusätzliche Instanz schaffen. Die Frage ist: 
Was ist die gesellschaftliche Marge? Warum sollte man es tun? Warum sollte man es 
vielleicht lassen, so eine Preisbeobachtungsstelle einzurichten? Welchen Mehrwert 
hätte man? Gibt es den überhaupt? 

Thomas Els (Agrarmarkt Informations-Gesellschaft): Die AMI, die Agrarmarkt In-
formations-Gesellschaft, ist in der Marktpreisberichterstattung unterwegs im Agrar- 
und Ernährungssektor, gesamte Wertschöpfungskette. Transparenz ist unser Job.  

Was kann das Ganze bringen? Auf jeden Fall wäre damit eine Versachlichung der 
Diskussion möglich. Ich hätte fundierte Fakten und nicht einfach nur zum Beispiel Eck-
punkte, Erzeugerpreise, Verbraucherpreise, die Entwicklungen gegenüberstellen und 
aus denen ich etwas herauslese.  

Ich würde die Blackbox, was die Preisgestaltung betrifft, nicht nur auf den Handel be-
ziehen, sondern auch auf die Ernährungsindustrie. Das ist zumindest unsere Erfah-
rung. Wenn es darum geht, dass verarbeitete Produkte an den Markt kommen und 
zum Verbraucher gelangen, dann wissen wir als AMI in der Regel, was der Rohstoff 
gekostet hat, aber nicht, auf welchen Stufen welche Preise gezahlt wurden. Dann geht 
es natürlich auch darum, dass die Preise alleine nicht maßgeblich sind. Wir müssen 
auch die Kosten kennen.  

Fakt ist, dass es ein erheblicher Aufwand wäre. Aber wir können – Stand jetzt – nicht 
prüfen oder beurteilen, ob tatsächlich Gierflation stattgefunden hat. Diese Informationen 
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fehlen uns definitiv. Von daher wäre das ein Aspekt, der die Diskussion versachlichen 
könnte.  

Dr. Ralf Nolten (CDU): Herr Feller, selbst Nestlé, Ferrero und MARS haben ein Prob-
lem, sich gegenüber den großen Vier am Markt zu behaupten und müssen Listungs-
kosten und Werbekampagnen mit übernehmen. Es gibt ja viele Möglichkeiten und ent-
sprechende Margen bei der Ernährungsindustrie.  

Der Kollege Rüße hat ja recht. Arla und Campina waren schon auf Übernahmetour. 
Jetzt werden DMK und Arla groß. Dann sind ja selbst die Genossenschaften, die früher 
eigentlich sicherstellen sollten, dass der Hersteller auch seinen fairen Anteil bekommt, 
auch nur noch Anteilseigner an großen Erzeugern, an großen Herstellern.  

Wenn es also von den Erzeugern unten keinen Druck geben kann und oben selbst die 
stärksten Marken unter Druck geraten, dann weiß ich nicht, wie man die kartellrechtli-
che Missbrauchsaufsicht so ausgestalten kann, dass davon ein Effekt ausgeht.  

Oder muss ich einfach jetzt sagen, das ist halt so, dass wir nicht mehr die günstigsten 
Preise haben durch den starken Wettbewerb, den wir mal hatten vor 30 Jahren, sondern 
im mittleren Preissegment unterwegs sind? Dann kann ich das einfrieren und sagen: 
keine weiteren Konzentrationen im Lebensmitteleinzelhandel.  

Aber auf der anderen Schiene sehe ich nicht viel Gestaltungsmöglichkeit. Dann 
müsste ich mich nach anderen Dingen umgucken. Dann käme ich gleich auf Herrn 
Burdick zu.  

Die Frage ist: Was kann ich in Bezug auf die kartellrechtliche Missbrauchsaufsicht ma-
chen?  

Peter Feller (Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie): Sie haben 
es richtig beschrieben. Wir haben schon darüber gesprochen, zu versuchen, weitere 
Konzentrationsprozesse aufzuhalten. Dann muss man sich das Kartellrecht genau an-
schauen: An welchen Stellen gibt es Nachschärfungsmöglichkeiten?  

Ich hatte schon darauf hingewiesen. Bei der Machtverteilung im Verhältnis Industrie 
und Handel – im Jargon redet man da von der Ross-und-Reiter-Problematik – wird es 
nie einen abhängigen Lieferanten geben, der ernsthaft gegen seinen wichtigsten Ab-
nehmer opponieren wird.  

Von daher muss man zumindest versuchen, das über ein Verbandsklagerecht abzu-
federn. Ob das gelingt? Wir haben damit in der Vergangenheit auch keine guten Er-
fahrungen gemacht. Aber das ist aus meiner Sicht einer der wenigen Ansätze, die dort 
greifen können.  

Dann ist der andere Ansatz neben dem Kartellrecht, dass man auf unfaire Handels-
praktiken schaut. Wir haben seit drei Jahren das AgrarOLkG. Das ist zwischenzeitlich 
vom BMEL, dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, evaluiert worden. 
Ein erstes Ergebnis war – das haben Befragungen gezeigt, die mit dieser Evaluierung 
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verbunden waren –, dass die Unternehmen zum Teil sagen, es habe sich etwas im 
Miteinander verbessert.  

Von daher wäre das ein wichtiger Ansatz, in diesem Gesetz nachzuschärfen. Eine 
Nachschärfungsmöglichkeit wäre: Man macht den Schutz des Gesetzes nicht mehr 
von bestimmten Umsatzgrößen abhängig. – Der liegt jetzt, glaube ich, bei 2 Milliarden.  

Die Erfahrungen zeigen aber, dass unfaire Handelspraktiken unabhängig von Umsatz-
größen unfair bleiben, wenn sie Anwendung finden. Sie finden auch gegenüber den 
internationalen Nahrungsmittelherstellern Anwendung.  

Von daher: AgrarOLkG nachschärfen, Verbandsklagerecht ausgestalten, weiteren 
Konzentrationsprozessen entgegenwirken.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Gallus, Sie hatten auch das Oligopol angesprochen. 
Herr Feller hat beschrieben, welche Auswirkungen das Oligopol auf die Lieferanten 
hat, also einkaufsseitig. Wie ist das auf der anderen Seite? Ist das Oligopol auch auf 
der Verkaufsseite, bei den Verbrauchern, sichtbar? Oder muss man da differenzieren?  

Rainer Gallus (Handelsverband Nordrhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): 
Der Verbraucher sieht natürlich die großen Marken, aber er sieht gleichzeitig die Viel-
falt. Natürlich guckt man auf die Preise – besonders der Deutsche. Aber ich glaube, 
der Kunde nimmt auch wahr, dass wir in Deutschland eine sehr gute Versorgungsqua-
lität haben und dass der Handel auch bemüht ist, für günstige Preise bei guter Qualität 
zu sorgen. Auch das, würde ich jetzt mal behaupten, funktioniert recht gut.  

Die Vertreter der Verbraucherzentrale hatten in ihrer Stellungnahme geschrieben, es 
soll keinen Generalverdacht geben. Gleichzeitig scheint in der ganzen Diskussion 
schon ein bisschen durch, dass man automatisch davon ausgeht, dass Missbrauch 
stattfindet. Dagegen würde ich mich ein bisschen wehren.  

Wir haben eine extreme Überwachung. Deutschland steht auf Platz 24 von 27 EU-
Staaten beim Anteil der Konsumausgaben für die Lebenshaltung. Das heißt, wir haben 
ein ausgezeichnetes Preisniveau. Wir haben eine gute Versorgungsqualität. Wir ha-
ben hochqualitative Produkte.  

Insofern verstehe ich nicht ganz, woher dieser Generalverdacht kommt, dass hier 
Missbrauch stattfindet. Die Überwachung ist da, und überall dort, wo es eindeutige 
Hinweise gibt, kann man ja auch reingehen. 

Ich habe den Antrag auch so verstanden, dass es ja darum gehen soll, dafür zu sorgen, 
dass auch sozial schwachen Einkommensschichten ermöglicht werden soll, eine gute 
Lebensversorgung zu erhalten. Auch da kann ich noch mal auf die EU verweisen und 
nur sagen: Dafür ist das unserer Meinung nach der falsche Ansatz. Das geht in die 
Breite und ist nicht zielgerichtet genug. Um sozial schwache Haushalte zu unterstüt-
zen, gibt es bessere Instrumente.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 11 - APr 18/886 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, 10.04.2025 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume bar 
57. Sitzung (öffentlich) 
 
 
Zacharias Schalley (AfD): Ich würde gerne Herrn Hochreiter befragen zu dem Stich-
wort, das Herr Gallus gerade geliefert hat: Generalverdacht. Was halten Sie davon, 
dass im SPD-Antrag vor allem die Big Four für diese Teuerung verantwortlich gemacht 
werden?  

Gregor Hochreiter (per Video zugeschaltet): Wie gesagt, in Österreich haben wir 
noch eine höhere Lebensmittelkonzentration und höhere Preise. Deutschland war ei-
gentlich das Vorbild.  

Marken haben eine sehr hohe Signalwirkung. Eine Marke signalisiert dem Konsumen-
ten eine standardisierte Qualität. Egal, wo er einkaufen geht, weiß er genau, er be-
kommt die Qualität, die er gewohnt ist. Insofern ist eine Verengung des Marktes auf 
wenige Marken mitunter auch ein Zeichen dafür, dass hier sehr hohe Produktqualität 
geliefert wird, weil Konsumenten sich freiwillig für diese Produkte entscheiden.  

Wenn man eine größere Vielfalt haben will – und ich finde das grundsätzlich sehr po-
sitiv –, dann muss man auf der Seite des Konsumenten ansetzen, dass er zum Beispiel 
regionaler konsumieren möchte und wenn er in einen anderen Teil des Landes fährt, 
eine andere Produktqualität und ein anderes Angebot erhält.  

Also man kann nicht per se sagen, dass eine Oligopolbildung den Konsumentenwün-
schen widerspricht. Sie kann genauso gut den Konsumentenwünschen entsprechen, 
weil sich diese Anbieter durch ihre Preis- und Qualitätsentwicklung von ihren Mitbe-
werbern positiv abgesetzt haben.  

Wichtig ist, darauf zu achten, dass auch neue Anbieter auf den Markt kommen können. 
Das ist im Lebensmittelbereich schwierig und dauert seine Zeit. Aber das wären die 
vielen Schrauben, die man drehen müsste durch die Sicherstellung, dass bessere An-
bieter aus Sicht des Konsumenten wachsen können.  

Wie gesagt, ein Oligopol kann auch Ausdruck dessen sein, dass sich die besseren 
Unternehmen durchgesetzt haben. Solange Wettbewerb prozessual möglich ist, muss 
diese Position nicht notwendigerweise dazu führen, dass sie ausgenutzt wird.  

René Schneider (SPD): Eine gewisse Machtlosigkeit von Verbraucherinnen und Ver-
brauchern ist bereits deutlich geworden. Die Frage ist: Können und wollen wir das 
zulassen? Welche Möglichkeiten gibt es? Die Preisbeobachtungsstelle wäre eine Mög-
lichkeit, die wir heute besprechen.  

Die Verbraucherzentrale spricht in ihrer Stellungnahme auch von einer konsequent 
digitalen Lösung. Darüber müssen wir auch mal sprechen, ob es Möglichkeiten gibt, 
so etwas zu machen, ohne enorme finanzielle Belastungen für Personal und Ausrüs-
tung. Da ist eben die Idee eine konsequent digitale Lösung.  

Da wäre meine Frage an Sie, Herr Els, wie Sie das einschätzen. Die Rede ist von 
digitaler Erfassung, Schnittstellen, mit KI Auffälligkeiten sofort zu erkennen und erst 
dann tätig zu werden, und das auch nicht bei 100.000 Produkten, sondern bei den 
Brot-und-Butter-Produkten, die uns interessieren müssen. Wie schätzen Sie so ein 
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Vorgehen ein? Wäre das eine Möglichkeit, die auch von Ihnen identifizierten hohen 
Kosten wegzubekommen?  

Thomas Els (Agrarmarkt Informations-Gesellschaft): Die Idee hört sich gut an. Das 
wäre sicherlich der richtige Weg; gar keine Frage. 

Ich sehe noch nicht den Ansatz, dass man im Nachgang Produkte identifiziert, die 
auffällig sind, um dann rückwirkend die Informationen zusammenzutragen. Das, denke 
ich, ist schwierig – es sei denn, man hat dann doch wieder in Gänze die Daten gesam-
melt. Wie das rechtlich zu regeln wäre, entzieht sich meiner Kenntnis, das kann ich 
nicht beurteilen.  

Grundsätzlich ist Digitalisierung ein Hebel, um den Aufwand kleinzuhalten. Aber es 
müsste auch entsprechend umgesetzt werden. KI ist ein Schlagwort; wunderbar. Das 
funktioniert auf jeden Fall. Es müsste eingearbeitet werden.  

Das haben wir in unserer Studie deutlich gemacht: Es bräuchte mehr als eine Preis- 
oder Kosteninformation. Es bräuchte auch Informationen zur Struktur. Es ist nicht alles 
eindimensional oder eine Richtung. Ich habe einen Rohstoff. Der hat verschiedene 
Komponenten. Die Komponenten werden eingesetzt. In unserem Beispiel geht es um 
die fettreduzierte Milch, die sich plötzlich anders entwickelt als der Rohstoff Milch. 
Diese Informationen müssen auch in irgendeiner Form hinterlegt werden – wenn nicht 
im Hirn eines Marktexperten, dann vielleicht in einer KI. Aber das ist natürlich wichtig, 
um das Ganze beurteilen zu können.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Herr Burdick, Sie haben eine sehr umfangreiche Stellung-
nahme abgegeben und sich auch stark mit dem Thema beschäftigt, das im Antrag 
auftaucht: Ernährungsarmut. Können Sie die Entwicklung noch mal darstellen? Wel-
che Instrumente jenseits einer Preisbeobachtungsstelle würden helfen, Ernährungsar-
mut aufzulösen?  

Bernhard Burdick (Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen): Nach verschiede-
nen Studien gilt etwa ein Fünftel der Bevölkerung – sowohl in NRW als auch bundes-
weit – nach den geltenden Definitionen als armutsgefährdet oder arm. Ein großer Teil 
dieser Menschen hat Probleme, seinen Lebensunterhalt zu decken bei gestiegenen 
Mietkosten, bei gestiegenen Energiekosten und bei gestiegenen Lebensmittelkosten.  

Die Transferleistungen sind angehoben worden. Ob das ausreicht, um die zum Teil 
überproportionalen Preissteigerungen allein in diesen drei Bereichen zu kompensie-
ren, ist zumindest fraglich.  

Was die Ernährung betrifft, kann man zumindest konzedieren, dass sicherlich irgend-
eine Art von Ernährung wohl möglich ist. Ob es aber eine gesunderhaltende und gar 
auch nachhaltige Ernährung ermöglicht, kann man infrage stellen. Einige Studien sa-
gen, das geht auch mit den derzeitigen Transferleistungen nicht.  
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Wir haben aber ein Grundrecht auf Nahrung; das ist politisch verankert. Gleichwohl 
wird der Anteil der Menschen in unserer Gesellschaft, die für ihre Lebensmittelversor-
gung auf Tafeln angewiesen sind, größer statt kleiner. Tafeln stopfen eine Lücke, die 
Sozialpolitik leider lässt. Tafeln sind ein System, das auf Spenden angewiesen ist und 
auf Ehrenamt.  

Das ist in Summe kein haltbarer Zustand. Das heißt, es muss hinsichtlich der Versor-
gung der armutsgefährdeten und ernährungsarmutsgefährdeten Menschen mehr pas-
sieren.  

Der Anteil derer, die armutsgefährdet sind, wird durch die Preissteigerungen perspek-
tivisch eher zunehmen als abnehmen.  

Stephan Wolters (CDU): Sowohl Herr Gallus als auch Herr Hochreiter sind vorhin auf 
die Preissituation eingegangen. Das ist nicht unwichtig, wenn die Überschrift lautet: 
Hohe Lebensmittelpreise als Inflationstreiber. – Wir wissen, dass viele Faktoren Ein-
fluss auf die Inflation haben. Lebensmittel können ein Teil sein, sind aber auch nur ein 
Teil. 

Wir haben in den Stellungnahmen gelesen und vorhin gehört, dass sich im europäi-
schen Vergleich – auch bei dem hohen Qualitätsanspruch, den wir haben – das Preis-
niveau eher im Mittelfeld bewegt und die Ausgaben gemessen am Einkommen eher 
gering sind.  

Herr Feller, wie ist Ihre Einschätzung der Lebensmittelpreise in Deutschland im Ver-
gleich mit dem europäischen Umfeld und der Einkommenssituation?  

Peter Feller (Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie): Wir ver-
zeichnen in den vergangenen Jahren eine signifikante Preissteigerung in Deutschland. 
Die Preise sind von 2020 bis 2024 um 32,8 % gestiegen. Von 1999 bis 2024 sind es 
sogar 90,8 %. Das betrifft allerdings nur die Preissteigerung. Beim Preisniveau bewegen 
wir uns im Mittelfeld. Vor uns liegen Österreich, Italien, Frankreich, die skandinavischen 
Länder und die Schweiz. Es ist noch gar nicht so lange her, dass wir konstatieren 
konnten, dass in Deutschland mit die geringsten Ausgaben von den Einkommen auf 
den Lebensmittelbereich entfallen. Das waren mal 10 %. Das wird sich geändert haben. 
Eine genaue Zahl weiß ich im Moment nicht. Aber es gilt, zu differenzieren. Preisstei-
gerung: signifikant. Preisniveau: Da bewegen wir uns im Mittelfeld.  

Dietmar Brockes (FDP): Ich habe eine Frage an Herrn Gallus. Welche zusätzlichen 
Informationen könnte aus Ihrer Sicht eine Preisbeobachtungsstelle liefern, die nicht 
bereits durch das Statistische Bundesamt, Verbraucherzentralen oder Onlinever-
gleichsportale bereitgestellt werden?  

Rainer Gallus (Handelsverband Nordrhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): 
Das klang heute schon ein bisschen an. Wir tun uns auch schwer damit, uns vorzu-
stellen, welche zusätzliche Information das sein könnte. Wir haben wirklich schon viele 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 14 - APr 18/886 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, 10.04.2025 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume bar 
57. Sitzung (öffentlich) 
 
 
Meldeverpflichtungen und viele Institutionen, an die gemeldet wird. Wir haben viele 
Auswertungen, die auch öffentlich zur Verfügung stehen. Das heißt, der Kunde kann 
sich informieren, die Institutionen können sich informieren. Wir haben Verbraucher-
Apps etc. Da findet schon sehr viel statt. 

Bei der Überlegung, was digital gemacht werden könnte, darf man sich nicht in die Irre 
begeben und sagen: Digital ist ja super, das ist ja nur ein Klick. Selbst wenn es gelin-
gen würde, in der Tiefe zusätzliche Informationen zu gewinnen, würde das mit einem 
Aufwand in den Unternehmen verbunden sein. Denn man muss sich ja kümmern, da-
mit die Daten auch die entsprechende Qualität haben.  

Sicherlich muss man auch die Frage stellen: Wie tief muss man denn noch gehen, um 
noch bessere Informationen zu haben, die dann auch wirklich zu mehr Erkenntnissen 
im Sinne von Handlungsempfehlungen führen können? – Auch da: großes Fragezeichen. 

Am Ende muss das auch jemand auswerten. Ihren Antrag habe ich auch so verstan-
den, dass Sie keine öffentliche Plattform oder ähnliches wünschen, sondern das als 
Bericht an den Bundestag gehen soll. Das heißt, die Gefahr einer Transparenz an der 
Stelle ist erst mal eingedämmt im Sinne von Wettbewerbsverzerrung. Trotzdem muss 
sich aber jemand damit beschäftigen.  

Das haben wir heute schon mehrfach gehört – auch von Ihnen, Herr Feller. Natürlich 
wird das Kapazität kosten, auch bei den Ämtern, selbst wenn es die BLE und ein Thü-
nen-Institut schon gibt. Die werden sich trotzdem damit beschäftigen müssen. Das wird 
auch irgendwie bezahlt werden müssen.  

Noch mal Informationen zu sammeln, die zu einer Verbesserung führen sollen, und 
das noch zu einem vertretbaren Aufwand, fällt uns schwer, uns vorzustellen.  

Zacharias Schalley (AfD): Ich würde gerne noch einmal Herrn Hochreiter befragen. 
Die Teuerung wird nicht nur durch die von Ihnen erwähnten politischen Entscheidun-
gen, was Energie zum Beispiel angeht, beeinflusst, sondern unter anderem auch durch 
Bürokratie. Wie hoch schätzen Sie den Anteil der Bürokratie an den Teuerungen ein? 
Inwiefern würde vielleicht eine Preisbeobachtungsstelle sogar zusätzliche Bürokratie 
schaffen, wodurch die Preise weiter steigen?  

Gregor Hochreiter (per Video zugeschaltet): Kosten kann ich Ihnen leider keine nen-
nen. Ich würde mich letztlich aber Herrn Gallus hier anschließen. Ich bin zwar grund-
sätzlich der Meinung, dass Transparenz sehr wichtig ist auch für eine Marktwirtschaft, 
damit die Kunden wissen, welche verschiedenen Angebote es gibt. Aber gerade im 
Lebensmittelbereich ist das sehr komplex und kompliziert, auch aus Kundensicht, weil 
man im Regelfall nicht ein Gut kauft, sondern einen gesamten Warenkorb, der zwar in 
seiner Grundzusammensetzung womöglich stabil sein wird, aber auch Schwankungen 
unterworfen ist. Bei einem Auto hat man genügend Zeit, weil man das ja vielleicht nur 
alle zehn Jahre kauft. Letztlich glaube ich, dass man nicht unterschätzen darf, dass in 
Alltagsgesprächen sehr viel Austausch darüber stattfindet, wo welche Produkte güns-
tiger sind – gerade bei preissensitiven Leuten. 
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Bürokratie kostet. Überzogene Bürokratie verhindert auch Wettbewerb, weil gerade für 
kleine Unternehmen die Bürokratiekosten überproportional hoch sind.  

Es gibt zum Beispiel in Italien Schwellenwerte. Bis sieben Mitarbeiter sind die Büro-
kratieauflagen deutlich geringer. Das heißt, man sieht sehr viele Unternehmen bis ma-
ximal sieben Beschäftigte und dann einen großen Sprung, weil man dann relativ viel 
Risiko auf sich nehmen muss, um so weit zu wachsen, dass man die Anforderungen, 
die mit einer größeren Unternehmensgröße verbunden sind, schultern kann.  

Ich würde eher sehen, dass Bürokratie bestehende Strukturen tendenziell verfestigt 
und nicht dazu führt, dass neue Anbieter in einem Markt möglichst rasch Breite gewin-
nen können – immer unter der Voraussetzung, dass sie ein Produkt anbieten, das die 
Kunden auch wollen, denn am Ende entscheidet der Kunde, wer erfolgreich ist.  

René Schneider (SPD): Meine Frage geht an Herrn Els. Sie schreiben in Ihrer Stel-
lungnahme von Beispielen aus anderen Ländern, die zeigen, dass es geht. Deswegen 
die Frage: Welche Länder machen das? Welche Erfahrungen machen diese Länder 
mit der Preisbeobachtungsstelle?  

Thomas Els (Agrarmarkt Informations-Gesellschaft): Unser Paradebeispiel war 
Frankreich mit der OFPM. Da gibt es jährlich einen Bericht, der auch der Politik zur 
Verfügung gestellt wird. Die OFPM erhebt Informationen über den Agrarmarkt und be-
reitet diese auf, überlässt aber Interpretationen den Akteuren, die zum Beispiel eine 
politische Entscheidung zu treffen haben, also Maßnahmen daraus ableiten können. 
Das ist ein sehr schönes, detailliertes und umfangreiches Beispiel dafür, dass es geht, 
und zwar unserer Meinung nach auch von der Ausrichtung her, objektiv unterwegs zu 
sein, um allen Beteiligten keine Angriffsfläche zu bieten, sondern Datenmaterial zur 
Verfügung zu stellen für diejenigen, die daraus ableiten müssen, was zu tun ist oder 
ob etwas zu tun ist.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Ich würde gerne Herrn Feller fragen. Wir haben die Macht-
konzentration an Märkten. Sie stehen zwischen Erzeugern und Handel. Mich erinnert 
das ein bisschen an die Debatte rund um die Milch. Dabei ging es um die Bündelung 
von Landwirten in Milchliefergemeinschaften. Dazu hat sich das Kartellamt auch ge-
äußert und aus meiner Sicht überraschend niedrigere Sätze festgesetzt, wonach, 
wenn man darüber geht, es den Markt stören würde. Können Sie als Lieferant für den 
Handel ausführen, wo aus Ihrer Sicht genau angesetzt werden müsste? Was wären 
aus Ihrer Sicht die Schwellenwerte? ALDI hat vor 50 Jahren angefangen und hat den 
Markt aufgeknackt; heute ist alles ALDI. Wie kriegt man das aufgebrochen, oder gar 
nicht?  

Peter Feller (Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie): Ich bin mir 
nicht ganz im Klaren darüber, in welche Richtung Ihre Frage geht. Ich versuche es 
einfach mal – auf die Gefahr hin, dass ich mich wiederhole –: Wir reden jetzt über das 
Verhältnis Industrie und Handel. Da haben wir aus Sicht der Ernährungsindustrie die 
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Situation, dass wir uns mit einem Oligopol konfrontiert sehen. Mit diesem Oligopol ist 
eine hohe Verhandlungsstärke, eine hohe Nachfragemacht verbunden. Die herstellen-
den Unternehmen müssen, um mit ihren Produkten in die Regale des Handels zu kom-
men, den Flaschenhals Handel passieren. Aufgrund der Nachfragemacht des Handels 
ist er dazu in der Lage, stark zu verhandeln, Vorbedingungen für Verhandlungen zu 
stellen und Druck auf die Abgabepreise oder auf seine Beschaffungspreise auszu-
üben.  

Egal, ob sie aus dem Bereich KMU kommen oder ob es internationale Unternehmen 
sind, die in den einzelnen Mitgliedstaaten unabhängig davon, dass irgendwo die Kon-
zernmutter sitzt, auch nur KMU sind, die sich am Markt durchsetzen müssen: Die Un-
ternehmen sind mit dem Erfordernis konfrontiert, ihre Waren abzusetzen, und wenn 
das nicht gelingt, bekommen sie wirtschaftliche Probleme.  

Da dieser Konzentrationsprozess aber jetzt so ist, wie er sich in den letzten Jahren 
entwickelt hat, komme ich wieder zu dem Punkt: Konzentrationsprozess stoppen.  

Die Monopolkommission hat in einem Gutachten – das liegt allerdings schon mehrere 
Jahre zurück – auch mal über den umgekehrten Prozess nachgedacht und die Frage 
gestellt: Wie sieht es eigentlich mit einer Entflechtung aus? In der damaligen Stellung-
nahme hat die Monopolkommission das zumindest befürwortet unter dem Aspekt Ul-
tima Ratio. Und so muss man das auch handhaben.  

Dr. Ralf Nolten (CDU): Ich wende mich an Herrn Burdick – wie angekündigt – und 
greife die Argumentation von Herrn Gallus auf, der gesagt hat, wir haben ja immer 
noch einen scharfen Wettbewerb, wir haben diese Eckpreisorientierung der Kunden.  

Ich gucke jetzt auf die Handelsmarken, die No-Name-Produkte. Bei den Markenpro-
dukten gibt es einen Zusatznutzen, den man mit kauft. Das muss jeder Konsument 
entscheiden, ob er das möchte oder nicht. Wenn man immer nur den Liter Milch, das 
halbe Pfund Butter, die Brötchen und das Kilo Schweinefleisch im Kopf hat und dann 
alle Angebotszettel vergleicht, kommt die breite Spreizung im Warenkorb heraus. Sie 
werden nicht alle 100.000 Produkte, die wir im Lebensmitteleinzelhandel haben, ins 
Bewusstsein bringen können. Aber müsste man nicht darauf abzielen, einfach mal an-
dere Basics hinzuzunehmen? Bei Getränken wäre das nicht nur der Colapreis, son-
dern auch der Wasserpreis. Nudeln wären dabei.  

Wenn die Preissensitivität der Kunden nach wie vor an einer Handvoll Produkte hängt, 
ist es einfach für den Handel, die Spreizung darzustellen. Wobei ich schon bei Herrn 
Gallus bin: Ich sehe nicht die ganz großen Margenaufschläge, die ich bei Red Bull mit 
der Superbrause habe, im Schnitt der Lebensmittelprodukte. So fair muss ich Herrn 
Gallus gegenüber sein.  

Bernhard Burdick (Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen): Preise sind ein 
ganz kompliziertes Thema. In der Vergangenheit waren die Preise lange Zeit zu niedrig 
zulasten von Umweltschutz, Tierwohl, Bauern usw. Jetzt sind sie deutlich gestiegen 
zulasten von Menschen, die sich damit vielleicht eine Ernährung nicht mehr adäquat 
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leisten können. Die Durchschnittspreise sind seit 2021 um gut ein Drittel angestiegen. 
Bei den produktspezifischen Preisen können die Aufschläge noch viel deutlicher sein.  

Dazu kommt, dass im Preiseinstiegssegment die Eigenmarken des Handels, auf deren 
Kauf gerade Menschen mit wenig Geld angewiesen sind, überproportional, nämlich 
ungefähr doppelt so stark, im Preis gestiegen sind wie der Durchschnitt. Ich unterstelle, 
dass das eine Strategie ist, denn zumindest beobachten wir, dass der Handel es sich 
zunehmend leisten kann, Markenprodukte aus dem Sortiment zu nehmen, weil er im-
mer mehr und immer stärkere Eigenmarken aufbaut und die dann überproportional im 
Preis anzieht. Das bedeutet, dass gerade Menschen mit kleinem Portemonnaie davon 
noch deutlicher betroffen sind, also die Möglichkeiten, günstig einzukaufen, noch mal 
eingeschränkt werden.  

Grundsätzlich würden wir ja höhere Preise befürworten, wenn sie denn den Landwirten 
zugutekämen. In der Vergangenheit oder in der Hochpreisphase sind sie das in Teilen, 
aber das hat sich auch schon wieder nivelliert. Wenn sie denn der Umwelt, dem Tier-
wohl usw. zugutekämen, würden wir das befürworten.  

Aber umgekehrt: Gerade diese deutlich gestiegenen Preise schränken ja die Zah-
lungsfähigkeit – selbst wenn die Zahlungsbereitschaft da wäre – von immer mehr Ver-
braucherinnen ein in Richtung nachhaltigeren Konsum. Das wäre ja durchaus wün-
schenswert, dass das möglich ist. Aber wenn immer mehr Menschen auf möglichst 
billige Produkte, die aber überproportional teuer geworden sind, angewiesen sind, 
schränkt das auch die Entwicklung des gesamten Landwirtschafts- und Ernährungs-
systems in Richtung Nachhaltigkeit ein.  

Ein ergänzender Satz zur Marktmacht des Handels: Es geht ja nicht nur um die Oligo-
pole. Die europäischen Handelsketten haben sich in europäischen Einkaufsverbünden 
zusammengeschlossen. Die haben noch viel mehr Macht, als wir uns hier auf nationa-
ler Ebene vorstellen.  

Dietmar Brockes (FDP): Ich habe an Herrn Gallus folgende Frage: Wie sollte eine 
staatliche Stelle dann auch mit der Dynamik bei den Lebensmittelpreisen umgehen? 
Je nach Angebot, Nachfrage, Saison, Rabattaktionen schwanken die ja sehr stark.  

Rainer Gallus (Handelsverband Nordrhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): 
Das ist ein Teil der Herausforderung der Qualität der Daten. Wir sehen es – so wurde 
mir auch von den Handelshäusern berichtet – in den Vergleichseinrichtungen der an-
deren Länder, in den Preisbeobachtungsstellen. Auch da ist man ja immer damit kon-
frontiert, dass es quasi ein Blick in den Rückspiegel ist. Wir haben immer Daten, die 
mit einem Zeitverzug vorliegen und aufgearbeitet werden können.  

Produkte, die heute im Regal stehen, haben einen Lebenszyklus, bei dem sich die 
Herstellungskosten mittlerweile verändert haben. Der Preis, der am Regal steht, kann 
gar nicht eins zu eins die Herstellungskosten des Produkts abbilden. Die Energiepreise 
oder Rohstoffpreise ändern sich von der Herstellung bis zu der Zeit, wo das Produkt 
im Regal steht. Diese Dynamik macht es schwierig, aussagekräftige Daten zu erhalten. 
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Dann haben wir natürlich grundsätzlich eine Dynamik der Preisanpassung im Einzel-
handel, die permanent stattfindet.  

Zu Eigenmarken und Eckartikeln: Die Kostendeckung im Unternehmen ist nicht auf 
alle Produkte gleichmäßig verteilt. Ein Produkt leistet oftmals einen höheren Beitrag 
zur Kostendeckung als ein anderes. Das kann bedeuten, dass bei einer Preisentwick-
lung ich bei einem Produkt einen stärkeren Aufschlag habe, weil es die Kostendeckung 
erreichen muss, als es bei einem anderen Produkt der Fall ist, wo ich weiß, da ist der 
Verbraucher besonders sensibel, und da kann ich diesen Aufschlag nicht machen, ob-
wohl ich meine Kosten decken muss. Auch da ist es schwierig, hinsichtlich der Dyna-
mik die Preise zu vergleichen und Aussagen zur Rechtfertigung einer Preisentstehung 
zu haben.  

Gewinne sind ja nichts Schlechtes. Wir können ja auch froh sein, wenn ein Unterneh-
men mal Gewinne macht und investieren kann. Wir alle wollen schöne Märkte haben. 
Das bedeutet aber auch Investitionen. Wir alle wollen Mitarbeiter haben, die gut be-
zahlt werden können. Dann müssen die Löhne natürlich auch erwirtschaftet werden. 
Es muss auch eine Attraktivität für Marktbetreiber da sein, überhaupt ins unternehme-
rische Risiko zu gehen. Das müssen wir immer im Hinterkopf behalten. Gewinne sind 
natürlich auch notwendig, um wirtschaften zu können.  

Zacharias Schalley (AfD): Meine Frage an Herrn Hochreiter geht in eine ähnliche 
Richtung. Es gibt viele Tausende Artikel, die eine mögliche Preisbeobachtungsstelle 
stets im Blick haben müsste. Dann wären da noch die externen Faktoren, auf die die 
Unternehmen bei der Bepreisung keinen Einfluss haben: Energie- und Rohstoffpreise, 
Transportkosten. Auch geopolitische Entwicklungen spielen sicherlich eine Rolle. 
Kann Ihrer Ansicht nach eine Preisbeobachtungsstelle die Komplexität bei der Preis-
bildung überhaupt abbilden?  

Gregor Hochreiter (per Video zugeschaltet): In der Breite auf gar keinen Fall. Wir 
sehen es auch an dieser Debatte, dass der Zeitverlauf von der Erhebung der Daten, 
der Interpretation der Daten und Diskussion der Daten ein sehr langer ist. Im Augen-
blick ist die Lebensmittelpreisinflation deutlich zurückgegangen. Sie ist auch in 
Deutschland jetzt zum Teil wieder niedriger als in vergleichbaren Ländern. So hinkt 
man ja auch oft deutlich hinterher.  

Wie gesagt, gegen eine stärkere Transparenz, die aber bei Lebensmittelpreisen ohne-
hin relativ hoch ist, ist überhaupt nichts einzuwenden. Auch der Einsatz von modernen 
Mitteln, um die Preistransparenz zu verstärken, schadet nicht – auch nicht öffentliche 
Debatten.  

Man darf aber jetzt nicht sozialpolitische Anliegen, weil ein immer größerer Anteil der 
Bevölkerung sich Lebensmittel schwer leisten kann, mit einer allgemeinen Preisent-
wicklung, die ja auch durch internationale Märkte getrieben ist, so stark verknüpfen.  

Wie gesagt, die Leute reden auch untereinander über die Preisentwicklung. Sie 
schauen, wo sie günstige Angebote bekommen, wo es Rabatte gibt.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 19 - APr 18/886 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, 10.04.2025 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume bar 
57. Sitzung (öffentlich) 
 
 
Aber auch das verursacht Kosten. In der Ökonomie sagt man: Die Opportunitätskosten 
des Preisvergleiches oder der Diskussion über die Lebensmittelpreise sind, dass ich 
mich nicht um andere Dinge kümmern kann. Ich möchte das jetzt ganz allgemein se-
hen. Auch da darf man nicht übersehen, dass man die Leute mit einer Fülle an Daten 
auch überfordern kann, weil auch andere Dinge im Leben erledigt werden müssen.  

Deswegen: Ja zu einer Transparenz, aber nicht in dem Sinn, dass der Bürokratieaufwand 
steigt oder dass man glaubt, allgemeine Entwicklungen damit verhindern zu können.  

Ich darf noch darauf verweisen: Weltweit sind die Lebensmittelpreise seit 2019 um 
über 30 % gestiegen. Das ist also eine allgemeine globale Entwicklung, bei der es 
Länderspezifika gibt, die man auch handhaben kann. Aber, wie gesagt, letztlich kann 
man sich auch von globalen Entwicklungen hier nicht freimachen.  

René Schneider (SPD): Herr Burdick, vielleicht hätte ich Sie erst einmal nach den 
konsequent digitalen Lösungen, die Sie in Ihrer Stellungnahme vorschlagen, fragen 
sollen, bevor ich Herrn Els frage, wie praktikabel das ist. Deswegen an Sie, Herr Burdick, 
die Frage: Was meinen Sie genau mit konsequent digitalen Lösungen?  

Als Zusatzfrage oder Weiterspinnen der Frage der Gedanke: Wir reden hier über eine 
Preisbeobachtungsstelle. Das ist kein geschützter Begriff, keine Institution, wo man 
sagt, das ist ganz klar eine Behörde mit Tausend Mitarbeitenden. Die kann unter-
schiedlich ausgeformt sein. Das haben wir in unserem Antrag bewusst offengelassen.  

Deswegen ist die Frage, ob auch eine Kombination denkbar ist aus dieser konsequent 
digitalen Lösung mit einer universitären Disziplin, zum Beispiel einem Lehrstuhl, der 
die von Herrn Els erwähnte mehrdimensionale Lieferkette unter die Lupe nimmt. Im 
Grunde genommen: Die Daten müssen zur Verfügung gestellt werden aufgrund einer 
Preisbeobachtungsstelle oder eines Gesetzes, eines Erlasses. Der Lehrstuhl erforscht 
diese multidimensionale Lieferkette, schaut sich an, wo die Unwuchten sind – aus-
drücklich nicht nur im LEH, sondern auch in anderen Bereichen –, untersucht das und 
gibt dann auch, anders als in Frankreich, möglichst den politischen Stellen Hinweise, 
wo man gesetzgeberisch tätig werden kann.  

Diese beiden Facetten bitte ich mal zu betrachten und das zu beantworten, Herr Burdick.  

Bernhard Burdick (Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen): Die konsequent di-
gitale Lösung zielte darauf ab, keinen riesengroßen Apparat aufzubauen. Wir reden 
alle über Bürokratieabbau, und das wäre das Gegenteil. Es liegen ja viele Informatio-
nen vor, sie sind nur nicht zugänglich.  

Die entscheidende Frage ist, ob zwischen Politik und Handel oder zwischen Politik und 
Wirtschaft diese Zahlen zugänglich gemacht werden können. Wir leben dann doch in 
einer digitalen Welt. EAN-Codes sind auf jedem Produkt vorhanden. Es gibt Preise, 
die in Kassensysteme eingepflegt sind. Ob man auf diese Daten zugreifen könnte, ist 
eine politische Frage, die ich nicht beantworten kann. Aber wenn man auf diese Zahlen 
zugreifen könnte – zumindest exemplarisch für eine überschaubare Zahl von Produk-
ten –, dann hätte man die Daten einfachst möglich.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 20 - APr 18/886 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, 10.04.2025 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume bar 
57. Sitzung (öffentlich) 
 
 
Natürlich gehört dazu – so habe ich auch das Gutachten von AMI verstanden – in 
jedem Fall auch immer hinterher eine objektive und unabhängige Interpretation der 
Zahlen – auch im Abgleich zu Kosteninformationen, die man bekommt. Wir haben vor-
geschlagen, dass die über Gutachten stattfindet. Das kann im universitären Bereich 
stattfinden. Es beschäftigen sich ja schon Lehrstühle damit, aber das könnte noch in-
tensiver werden.  

Die Frage ist dann natürlich im nächsten Schritt, was die politisch Verantwortlichen 
aus der Interpretation letztendlich machen. Die Kette bleibt ja gleich egal, ob man ei-
nen großen Apparat aufbaut – Herr Els hat es ja gesagt –, der im Grunde genommen 
auch neutrale Informationen liefern soll, die anschließend interpretiert werden von den 
Beteiligten objektiv oder subjektiv je nachdem, wer sie wie interpretiert. Anschließend 
ist die entscheidende Frage: Was macht Politik aus der Interpretation der Zahlen, die 
vorliegen?  

Norwich Rüße (GRÜNE): Mich hat selten eine Anhörung so ratlos gemacht wie diese 
hier, und das liegt nicht an der Qualität Ihrer Antworten, sondern an dem Gegenstand.  

Herr Burdick, ich möchte Ihnen noch eine Frage stellen. Eben wurde schon gesagt, es 
gibt ein weltweites Phänomen des Preisanstiegs. Kann sich Politik nicht hinreichend 
Informationen beschaffen, um vorhandene Probleme anzugehen? Kartellrechtliche 
Probleme und die Lieferbeziehungen wurden angesprochen. Könnte Politik nicht auch 
ohne eine Preisbeobachtungsstelle handeln? Müsste Politik nicht an ganz anderen 
Hebeln ansetzen, um das Problem der Ernährungsarmut zu lösen – in einem Land, in 
dem die Lebensmittelpreise im Verhältnis zu den Einkommen so niedrig sind wie in 
kaum einem anderen europäischen Land?  

Bernhard Burdick (Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen): Ja. Da kann ich 
Ihnen zustimmen. Wir haben in der Vergangenheit mehrfach erlebt – ich hoffe, dass 
ich keinen allzu großen Widerspruch ernte –, dass die Kartellbehörden bestimmte 
Missstände festgestellt haben und es aber bei der Feststellung geblieben ist. Das 
reicht nicht. Natürlich haben wir aufgrund vorhandener Gesetze, wenn sie denn ent-
sprechend vollzogen würden, durchaus Handhabe, gegen Auswüchse an verschiede-
nen Stellen vorzugehen. Die Frage, warum das nicht passiert, kann ich Ihnen leider 
nicht beantworten.  

Es müsste vielleicht auch nicht zwangsweise eine Preisbeobachtungsstelle geben. Es 
liegen schon relativ viele Informationen vor. Aber gerade in dieser Hochpreisphase 
haben wir in der Vergangenheit auch beliebig häufig gegenseitige Schuldzuweisungen 
von Handel auf Lebensmittelindustrie und umgekehrt erlebt. Gerade an den beiden 
Stellen gibt es Intransparenz.  

Wir haben in der Anlage zu unserer Stellungnahme zehn Studien aufgeführt, die uni-
sono belegen, dass die Preisanstiege in Teilen nicht nachvollziehbar sind. Natürlich 
hat auch niemand etwas gegen Gewinne. Aber es geht hier um das Grundrecht auf 
Nahrung, das auch ein politisches Ziel ist und abgesichert werden muss. Wenn Ge-
winnmitnahmen – Gierflation – stattfinden, die es den Ärmsten in unserer Gesellschaft 
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nicht mehr ermöglichen, sich adäquat zu ernähren, sodass sie auf Tafeln angewiesen 
sind, läuft da was schief. Dann ist politischer Wille notwendig, um etwas dagegen zu 
unternehmen.  

Was könnte Politik dagegen unternehmen? Ja, die Transferzahlungen sind in der Ver-
gangenheit angehoben worden. Sie sind auch auf Basis verschiedener Studien noch 
nicht ausreichend hoch angehoben worden, um eine gesunderhaltende und nachhal-
tige Ernährung zu gewährleisten.  

Wir könnten uns vorstellen, dass es zum Beispiel vereinfachte Zugänge für Bedürftige 
zu Gemeinschaftsverpflegungseinrichtungen gibt.  

Wir könnten uns vorstellen, dass im Land zum Beispiel das durchaus nachgefragte 
und gut laufende EU-Schulprogramm ausgeweitet wird und daraus so etwas entsteht 
wie ein gesundes Schulfrühstück für Bedürftige. Nach wie vor kommen viele Kinder in 
Kitas oder Schulen ohne Frühstück an.  

Es gibt eine Reihe von Vorschlägen – die haben wir auch im Anhang aufgeführt –, wie 
jetzt schon etwas gegen die Ernährungsarmut und für die Betroffenen getan werden 
könnte.  

Stephan Wolters (CDU): Das ist eine sehr interessante Frage, die der Kollege Rüße 
gestellt hat, die man mit Sicherheit auch noch intensiv diskutieren könnte.  

Wir haben hier aber einen konkreten Antrag zur Umsetzung einer Preisbeobachtungs-
stelle vorliegen. Ich schaue noch mal Herrn Feller an. Ich frage mich nach Effizienz 
und Effektivität, wenn man so etwas umsetzen würde.  

Die Zahlen, die Sie hier vorgebracht haben, sind durchaus beeindruckend. Sie spre-
chen von 170.000 Artikeln in der Ernährungsindustrie oder entsprechenden Größen-
ordnungen, die zugrunde gelegt werden, und einem jährlich stattfindenden Austausch 
von 40.000 Artikeln, von denen sich – je nach Wertung – entweder relativ viele oder 
gerade mal eben 13.000 zwei Jahre halten. Im LEH werden 60.000 Artikel zugrunde 
gelegt. Ich weiß, dass es da variierende Zahlen gibt.  

Wenn man auf den Preis hinaus will, aber die Vermarktungsstruktur sieht – die ja nicht 
schlecht sein muss, wenn man neue Artikel hat –, frage ich mich, ob das überhaupt 
möglich wäre über eine Preisbeobachtungsstelle. Denn wenn das Produkt wieder weg 
ist, kommt ein Folgeprodukt mit einer anderen Bezeichnung, einer anderen Zusam-
mensetzung und einer anderen Größenordnung. Dann glaube ich persönlich, dass wir 
wieder zum Anfang der Diskussion kommen würden: Ist es nicht doch nur ein Büro-
kratiemonster und schafft viel Arbeit, weil wir gar nicht in der Lage wären, diese Da-
tenerfassung zugrunde zu legen?  

Peter Feller (Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie): Ja, ich 
kann Ihnen da nur beipflichten. Sie haben den Umfang der Lebensmittelartikel darge-
stellt. Das multipliziert sich noch durch verschiedene Verpackungen und Formate und 
durch die Fluktuation in diesem Bereich. Herr Gallus hat das ja auch dargelegt, dass 
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die Preissetzung im Handel, wo teilweise bis zu 60.000 Artikel pro Filiale gelistet sind, 
auch mehrfach im Jahr variiert.  

Also würde dort eine Preisbeobachtung – wenn man es genau nimmt – möglicherweise 
hinterherhinken und würde aus unserer Sicht keinen erkennbaren Beitrag leisten, um 
dem Problem der gestiegenen Lebensmittelpreise wirksam entgegenzuwirken. Von 
daher bleibt es dabei: Die Preisbeobachtungsstelle würde aus unserer Sicht nur zum 
Datenfriedhof führen, mit einem riesigen Aufwand zu mehr Daten, die letztendlich kei-
nen Nutzen stiften.  

Von daher muss man sich die Frage stellen: Was sind die Ursachen dieser Preissitu-
ation, und wie kann man die angehen? Das haben wir schon in extenso dargelegt. Wir 
kommen immer wieder zu der Handelskonzentration zurück. Das ist die Herausforde-
rung.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Gallus, haben Sie Hinweise aus anderen Ländern, in 
denen es solche Preisbeobachtungsstellen gibt, dass das tatsächlich zu mehr Wettbe-
werb und sinkenden Preisen geführt hat?  

Rainer Gallus (Handelsverband Nordrhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): 
Wir waren ja vorhin schon auf die Frage gekommen: Wie sieht das in anderen Ländern 
aus? Da wurde schon etwas dazu gesagt. Nach meiner Kenntnis ist nicht beobachtbar, 
dass sich daraus konkrete Maßnahmen und spürbare Entwicklungen ergeben haben. 

Es ist zum einen nur der Bericht, und die Interpretation wird offengelassen, wurde ge-
sagt. Es hat etwas den Geschmack einer Drohkulisse, wurde gesagt – eines psycho-
logischen Faktors. Das ist natürlich ein anderes Ziel. Wenn das so gewünscht wäre, 
müsste man das vielleicht auch offen kommunizieren. Das wäre auch wieder eine Art 
Generalverdacht nach dem Motto: Jetzt drohen wir mal mit etwas, damit ihr auf gar 
keinen Fall Verhalten zeigt, das wir nicht wollen.  

Es ist auch eine große Sorge damit verbunden. Wenn Sie sagen, Sie nutzen vorhan-
dene Daten, die der Handel sowieso liefern muss, und bereiten die auf, dann hätte der 
Handel gar kein großes Problem damit. Wir scheuen keine Preisbeobachtungsstelle. 
Wir scheuen nur den damit verbundenen Aufwand, der sich für einen Betrieb abzeich-
nen würde – selbst wenn es digital ist. Entschuldigung, ich nutze mal eine Floskel zur 
Künstlichen Intelligenz: Shit in – Shit out. Wenn ich keine wirklich gute Datenbasis 
erzeugen kann, kann ich daraus auch keine guten Maßnahmen und Handlungsemp-
fehlungen ableiten.  

Die größte Sorge ist: Jetzt versucht man es möglicherweise mit einer ersten Datenba-
sis. Nehmen Sie mal einen Apfel, eine Tomate, Milch, Joghurt. Es gibt 20, 30 Varian-
ten. Alle sagen immer, sie stehen vor dem Marmeladenregal und wissen gar nicht, wo 
sie hingucken sollen. Die größte Sorge ist, man fängt an, und dann hat man das Ding 
auf einmal. Sehen Sie es mir nach: Wenn man mal so ein Ding eingerichtet hat und 
wenn mal Verpflichtungen da sind – es steht ja auch in dem Gutachten, dass wahr-
scheinlich neue Verordnungen und neue Verpflichtungen entstehen würden –, dann 
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wird man die in der Regel nicht mehr los. Ich sage das mal ein bisschen provokativ. 
Man muss wahrscheinlich auch damit rechnen, dass im Zweifelsfall gesagt wird: Das 
reicht noch nicht aus, dann müssen wir noch weiter gucken. – Dann werden es mehr 
Daten. Dann werden es mehr Analysen. Dann werden es mehr Verpflichtungen.  

Das ist eine große Sorge, die so gar nicht zu unserem Thema „Entbürokratisierung“ 
passt und zu dem, was im gestern vereinbarten Koalitionsvertrag steht.  

Zacharias Schalley (AfD): Ich möchte Herrn Hochreiter zur selben Thematik befra-
gen. Die Preisbeobachtungsstelle ist geplant als Beobachtungsstelle, nicht als Preis-
senkungsstelle. Ob die einen Effekt auf die Preise haben kann, steht ja erst mal in den 
Sternen. Welche Alternativen hielten Sie für sinnvoll, um die Teuerungen zu dämpfen 
oder die Lebensmittelpreise herunterzukriegen?  

Gregor Hochreiter (per Video zugeschaltet): Letztlich: Angebot und Nachfrage be-
stimmen den Preis. Das ist relativ naheliegend.  

Ich würde auch stark trennen zwischen diesen sozialpolitischen Fragen und der allge-
meinen Preisentwicklung, auch wenn die natürlich miteinander in Verbindung stehen.  

Für eine nachhaltige Dämpfung der Lebensmittelpreise ist eine Vielzahl von Faktoren 
entscheidend, die nicht alle vom Gesetzgeber Nordrhein-Westfalen beeinflussbar sind.  

Das beginnt bei guten Handelsbeziehungen, um wetterbedingte Einnahmeausfälle in 
gewissen Regionen durch Importe aus anderen Regionen decken zu können.  

Das geht über eine gute Verkehrsinfrastruktur, damit die Lebensmittel insbesondere in 
die Städte gebracht werden können.  

Das geht über eine vernünftige Wachstumspolitik, damit auf der Nachfrageseite die 
Anzahl der Menschen in Arbeit steigt, was die Budgets entlastet.  

Letztlich braucht es eine Geldpolitik, die nicht inflationäre Grundtendenzen befördert. 
Die Inflationswelle war maßgeblich beeinflusst von der meines Erachtens unverant-
wortlichen Geldpolitik der EZB. Mit der Null- und Niedrigzinspolitik hat sich ein Geld-
überhang über Jahre aufgebaut, der sich einmal entladen musste. Mit diesen Folgen 
haben wir auch zu kämpfen.  

Eine Angebotsausweitung setzt auch voraus, dass die Landwirtschaft nicht so stark 
mit Bürokratie in der Produktion gestört wird.  

Das heißt auch, dass man den Beruf des Bauern, des Landwirtes wieder attraktiver 
macht. Wir sind ganz allgemein mit dem demografischen Wandel konfrontiert, der un-
sere Gesellschaft in den nächsten Jahren und Jahrzehnten massiv verändern wird. 
Wenn man sich das Sterben der Landwirtschaft ansieht, muss man sich auch die Frage 
stellen: Was kann man machen, um die Tätigkeit als Bauer, als Landwirt wieder attrak-
tiver zu machen, damit man auch eine Lebensmittelproduktion in der näheren Umge-
bung hat?  
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René Schneider (SPD): Ich bleibe beim Thema „Digitalisierung und digitale Daten“ 
und würde meine Frage gerne an Herrn Gallus richten, weil er so plastisch gesagt hat: 
Shit in – Shit out. Ich glaube, damit stellen Sie das Licht des Lebensmitteleinzelhandels 
unter den Scheffel.  

Ich habe gerade mal kurz gegoogelt. Allein REWE digital hat in Deutschland über 
2.000 Mitarbeitende und kümmert sich enorm darum, das digitale Geschäft auszuwei-
ten. Das digitale Geschäft lebt von Daten. Ich glaube nicht, dass REWE und die ande-
ren drei Großen keine gute Datenlage haben, die verarbeitet werden könnte.  

Wenn Sie mir da auf die Sprünge helfen: Was lässt Sie daran zweifeln, dass für eine 
vernünftige Preisbeobachtungsstelle – wie auch immer die ausgestaltet sein wird; ich 
bin auch kein Fan einer Riesenbehörde – bei den vier großen Playern ausreichend 
Daten vorhanden sein werden, die man auch per API vollumfänglich, digital und auto-
matisch weiterleiten könnte, so man denn wollte? Was lässt Sie glauben, dass „only 
Shit in“ möglich ist?  

Rainer Gallus (Handelsverband Nordrhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): Es 
gibt Daten ohne Ende, und es gibt natürlich auch richtige Daten und qualitativ hoch-
wertige Daten – logisch.  

Aber mal einfach irgendwo draufzudrücken, wird nicht funktionieren. Es muss immer 
von jemandem überprüft werden: Funktioniert das? Sind die Prozesse richtig? Selbst 
ein digitalisierter Prozess ist keiner, der einfach läuft und ohne jeglichen Aufwand funk-
tioniert. In der Skalierung wird es besser, aber erst mal ist natürlich trotzdem Aufwand 
da.  

Die Qualität der Daten sehe ich eher in der Aussagekraft eines irgendwie am Ende 
berechneten Preises. Wir haben viele Sorten Kartoffeln oder Tomaten. Ein Liter Milch 
kostet zwischen 1 und 3 Euro. Jetzt können Sie das ein bisschen reduzieren, aber am 
Ende des Tages haben Sie eine solche Vielfalt, dass ich mir schlichtweg nicht vorstel-
len kann, wie Sie einen vermeintlich fairen Preis tatsächlich feststellen wollen. Das ist 
die Qualität der aus der Vielzahl von Daten hergeleiteten Eckdaten. Es gibt fantasti-
sche Wissenschaftler. Aber eine repräsentative Aussage, ob ein Preis gerechtfertigt 
ist, kann ich mir in der Qualität nicht vorstellen.  

Dr. Ralf Nolten (CDU): Wenn ich den Gedanken jetzt zu Ende spinne, dann muss ich 
ja im Prinzip eine Transparenz in der gesamten Wertschöpfungskette erzeugen. Dann 
müsste ich auch sagen, was angemessene Preise sind. Wir haben mal ein System 
gehabt, das das versucht hat. Das hat sich allerdings nicht durchsetzen können. Ich 
glaube, da sollten wir auch nicht wieder hin – erst recht nicht in Zeiten, wo wir zuneh-
mend Convenience-Produkte haben. Ich wäre gespannt, wie die Preisfindung für einen 
abgepackten Caesar Salad aussehen sollte.  

Ich habe noch eine Frage bezogen auf das Agrarorganisationen-und-Lieferketten-Ge-
setz. Sie haben eben gesagt: Da hat sich etwas getan. Wir bewegen uns etwas auf 
Augenhöhe. – Kann es aber nicht sein, dass ich mich deswegen auf Augenhöhe 
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bewege, weil der Handel vielleicht jetzt auch sagt, er guckt mal, wie das ausgeht? Das 
ist ja neu von 2021 und wurde 2024 reformiert. Nach § 7 Abs. 1 kann ich bei schweren 
Ungleichgewichten auf den Märkten Vorschriften erlassen. Dann wird man ja austes-
ten: Was sind denn schwere Ungleichgewichte? Ist das nicht auch ein Tiger, der nach-
her als Bettvorleger landet, wenn man das genau so vor Gericht ausficht wie mit der 
Monopolkommission und der Frage der Übernahme? Ist das tatsächlich ein Ansatz, 
von dem Sie annehmen, dass er längerfristig dazu führt, die Marktmacht beim Oligopol 
ein Stück weit einzubremsen?  

Peter Feller (Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie): Das kann 
ich Ihnen leider nicht final beantworten. Was ich Ihnen sagen kann, ist, dass dieses 
Gesetz 2021 verabschiedet worden ist, und es gab dann nach sehr kurzer Zeit, näm-
lich im Jahr 2024, eine erste Evaluierung. Da haben viele gesagt – ich gehörte auch 
dazu –, dieser Zeitraum ist vielleicht zu kurz, um da schon zu grundlegenden Erkennt-
nissen zu kommen. Die Evaluierung hat aber nach diesen drei Jahren das Ergebnis 
gebracht, dass positive Effekte festzustellen sind. Es ist kein Rohrkrepierer, es gibt 
gute Entwicklungen. Auf der Grundlage der Evaluierung ist das Gesetz auch nachge-
schärft worden, aber leider nicht in dem Sinne, wie wir uns das vorgestellt haben.  

Wenn ich es gestern auf die Schnelle richtig gelesen habe, ist im Koalitionsvertrag eine 
weitere Evaluierung dieses Gesetzes vereinbart worden. Wenn das in zwei, drei Jah-
ren passiert, und wir haben dann eine Erfahrung von sechs Jahren und eine Erfahrung, 
was die zwischenzeitliche Novellierung erbracht hat, dann sind wir vielleicht ein Stück 
schlauer und können darauf aufsetzen.  

Zacharias Schalley (AfD): Ich habe noch eine abschließende Frage an Herrn Burdick 
von der Verbraucherzentrale. Das Thema „Ernährungsarmut“ wurde schon mehrfach 
angesprochen und dass insbesondere Menschen mit geringerem Einkommen von die-
sen Teuerungen betroffen wären und gleichzeitig die günstigeren Lebensmittel auch 
eher meiden würden aufgrund von Preisen.  

Nun hat die Verbraucherzentrale Hamburg aber auch eine Studie gemacht, bei der 
herauskam, dass die – bekanntermaßen ungesünderen – Fertiggerichte meistens so-
gar deutlich teurer sind als frisch zubereitete Produkte und dennoch von den Leuten 
mit geringeren Einkommen vermehrt genommen werden.  

Wie passt das zu diesem ganzen Komplex „Preissteigerung bei Lebensmitteln“, wenn 
wir mit dieser Preisbeobachtungsstelle dieses Problem irgendwie ignorieren?  

Bernhard Burdick (Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen): Das passt insofern 
zusammen, als dass die Ernährungskompetenz in weiten Kreisen der Verbraucherinnen 
sinkt und die Möglichkeit, selbst zu kochen, neben der Kompetenz auch ein Zeitproblem 
ist. Gerade bei geringen Einkommen müssen zum Beispiel in einer Partnerschaft beide 
arbeiten. Es gibt da eine ganze Reihe an einschränkenden Faktoren. Es gibt auch das 
Phänomen, dass mangels Ernährungskompetenz gerade sozial Benachteiligte eher 
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minderwertige oder schlechtere Lebensmittel kaufen; das können auch die teureren 
sein.  

Viele preiswerte Lebensmittel – gerade Fertiglebensmittel und Fast Food – haben auch 
ernährungsphysiologisch eine relativ schlechte Qualität. Man spricht da sogar von Hidden 
Hunger, also einer Überversorgung mit Energie und einer Unterversorgung mit wichti-
gen Nährstoffen. Das ist ein Phänomen, das gerade in sozial benachteiligten Kreisen 
leider relativ weit verbreitet ist. Diese Fertiglebensmittel müssen nicht zwangsweise 
teurer sein. Es gibt durchaus auch im Preiseinstiegssegment entsprechend schlechte 
Beispiele.  

René Schneider (SPD): Herr Burdick, Kollege Wolters fragte nach der Vergleichbar-
keit der Produkte. Meine erste Reaktion war, ein Pfund Butter ist ein Pfund Butter und 
ein Liter Milch ein Liter Milch. Ich habe da keine Probleme gesehen, weil wir – so habe 
ich zumindest Ihre Stellungnahme verstanden – nicht den rechtsdrehenden Joghurt 
mit dem linksdrehenden Joghurt vergleichen wollen. Kurzum: Können Sie das konkre-
tisieren? Um welche Produkte geht es Ihnen eigentlich? Es sollen ja nicht 170.000 
Produkte sein. Wie viele Produkte muss man beobachten, um den Menschen zu helfen, 
denen wir helfen wollen?  

Bernhard Burdick (Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen): Eine konkrete Zahl 
möchte ich da auch nicht nennen, aber es sind keine Tausende. Uns geht es um 
Grundnahrungsmittel, Preiseinstiegssegment und konkrete Produkte, also die ja!-Milch 
von Handelskette XY. Nur dann machen Zeitreihen mit Preisbeobachtungen einen Sinn.  

Natürlich ist uns auch bekannt, dass Milch nicht gleich Milch ist. Da gibt es Weidemilch, 
die Haltungsformen 3, 4 usw. Es gibt Biomilch. Da gibt es eine große Preisspreizung. 
Den Preis von Milch, Konsummilch, zu beobachten, macht keinen Sinn. Man muss 
konkrete Produkte auswählen und die aus dem Preiseinstiegssegment und aus Grund-
nahrungsmitteln. Was für eine Bandbreite das dann wird, ob das 50 Produkte oder 500 
sind, das kann ich jetzt auch nicht sagen, aber irgendwo da wird die Realität liegen.  

Wie gesagt, mit Blick auf die digital vorliegenden Daten und anschließend eine Inter-
pretation durch entsprechende Gutachten kann das, glaube ich, ein relativ schlankes 
Modell werden.  

Transparenz ist an der Stelle auch notwendig, weil neben der allgemeinen Preisstei-
gerung auch eine versteckte Preissteigerung stattfindet, wo auch noch Transparenz-
defizite bestehen. Zumindest zu dem Punkt hat im gestrigen Koalitionsvertrag der Satz 
gestanden, dass man die Absicht hat, da mehr Transparenz zu schaffen. Shrinkflation 
ist die Reduzierung des Inhalts, ohne dass es an der Packung leicht erkennbar ist. Bei 
der Skimpflation wird die Qualität der Zutaten reduziert, und teure Zutaten werden 
durch billige ersetzt. Beides findet relativ häufig im Handel statt und ist ein großes 
Ärgernis. Zu dem Thema gibt es bei uns viele Verbraucherbeschwerden.  

Auch da braucht es noch deutlich mehr Transparenz und am besten Hinweise auf der 
Verpackung, wenn man den Verpackungsinhalt in den letzten sechs Monaten geändert 
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hat, weil auch der Blick auf die Grundpreise – die Grundpreisangabe ist Pflicht – nicht 
immer hilft. Da wird mittlerweile mit allen möglichen Tricks gearbeitet. Da werden Bei-
spielpreise ausgezeichnet, die für eine bestimmte Grammatur wirken, aber nichts mit 
dem Produkt zu tun haben, das dann tatsächlich im Regal liegt. Zum Thema „Trans-
parenz“ gibt es neben der Preissteigerung insgesamt viele weitere Notwendigkeiten.  

Dr. Ralf Nolten (CDU): Herr Gallus, Sie haben zu Recht darauf hingewiesen, dass die 
Margen insgesamt im Schnitt vergleichsweise gering sind. Wenn ich den deutschen 
Markt verlasse und in die europäische Runde schaue, kann ich feststellen, dass Car-
refour heute in Frankreich nicht mehr den Anteil am Markt hat, den sie früher als Le-
bensmitteleinzelhändler hatten. Die Schwarz Gruppe drängt rein und andere auch. 
Wenn ich jetzt bei uns entsprechende Begrenzungen vornehmen würde, dann würde 
ich doch auch die Expansionsfähigkeit, die Schlagkraft von unseren Lebensmittelein-
zelhändlern auf dem europäischen Markt schwächen und hätte einen höheren Effekt, 
wenn von draußen jetzt andere Ketten reinkommen, Walmart und andere.  

Deswegen ist die Frage: Ist das tatsächlich ein Prozess, den ich so steuern muss? 
Muss ich nicht insgesamt auf der europäischen Ebene den Blick darauf lenken, wohin 
sich die Niveaus insgesamt entwickeln? Dass wir vor 30 Jahren mal die niedrigsten 
Lebensmittelpreise hatten, ist unbestritten. Heute sind wir im Mittelfeld. Die Tendenz 
nach oben kann sinnvoll sein, damit ich nicht nachher überrollt werde. Aber wo sind 
da Grenzen? Wie organisiere ich das vielleicht dann auf einem europäischen Niveau, 
wenn ich es denn überhaupt entsprechend reglementieren soll?  

Rainer Gallus (Handelsverband Nordrhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): 
Das wären wahrscheinlich keine drei Minuten, wenn ich das ernsthaft beantworten 
würde. Ich muss aber auch gestehen, da stoße ich ein bisschen an meine Grenzen.  

Eine Antwort in Richtung Preis: Wir haben immer schon ein schwer vergleichbares 
Konsumentenverhalten mit anderen Ländern gehabt. Pauschal wird immer gesagt, der 
Franzose schätzt seine Lebensmittel ungemein mehr, und der Deutsche ist der, der 
auf den Preis guckt.  

Ich habe keine empirische Grundlage, aber vermute stark, dass unsere Bemühungen – 
Bio, Nachhaltigkeit, faire Preise für Landwirte, für Kaffeebauern und, und, und – inso-
fern schon gefruchtet haben, dass man den Verbraucher dazu gebracht hat, bessere 
Qualität wertzuschätzen und dafür mehr Geld auszugeben. Dass das nach wie vor an 
Grenzen stößt, sieht man an dem enormen Kampf um Preise, an dem Wettbewerb 
zwischen dem Handel, aber auch zwischen den Playern in der Lebensmittelkette.  

Dass das Ganze nicht isoliert von der EU betrachtet werden kann, muss jedem klar 
sein. Wir haben immer wieder Lebensmittler aus dem Ausland, die sich den deutschen 
Markt genau angucken – und andersherum auch. Denn echte Expansion kann im Prinzip 
oftmals eben nur noch über Internationalisierung stattfinden. Das heißt, da gebe ich 
Ihnen recht: Das wird nicht isoliert zu betrachten sein.  
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Zu der Frage, wo wir ansetzen, kann ich auch nur die Antwort geben: Man kann es 
nicht isoliert betrachten. Man muss es auch im Kontext der Player in den anderen 
Ländern – mindestens innerhalb der EU – betrachten.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Ich sehe keine Fragen mehr und danke den Experten 
für ihre Ausführungen. Die vielen Fragen haben gezeigt, wie aktuell, wichtig und kom-
plex das Thema ist.  

Wenn das Protokoll der heutigen Anhörung vorliegt, wird sich der Ausschuss weiter 
mit dem Antrag befassen.  

gez. Dr. Patricia Peill 
Vorsitzende 

Anlage 
30.04.2025/08.05.2025 
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